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Geſetz . Sammlung | 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten 


— Nr. 34. 


(Nr. 7395.) Geſetz, betreffend die Verwendung des Reſtbeſtandes des Oberſchleſiſchen Typhus⸗ 


waiſen⸗Fonds und des dazu gehörigen Landgutes Altorf im Kreiſe Pleß. 
Vom 20. März 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 


Der Reſtfonds von circa 26,000 Thalern, welcher von der durch Artikel 1. 
des Geſetzes vom 13. Juni 1851. zur Unterhaltung, Verpflegung und Erziehung 
der aus dem Nothſtande des Winters 1847/48. in einigen Kreiſen Oberſchleſiens 
zurückgebliebenen Typhuswaiſen ausgeſetzten Summe von 600,000 Thalern noch 
übrig iſt, ſowie das als Typhuswaiſen⸗Anſtalt bisher benutzte Landgut Altorf 
im Kreiſe Pleß, werden dem provinzialſtändiſchen Verbande der Provinz 


Schleſien als ein der Provinz gehöriges und einſtweilen bis zur geſetzlichen Ein⸗ 


führung der in der Verfaſſung vorgeſehenen Provinzialvertretung von dem ge⸗ 
nannten Verbande zu verwaltendes Vermögen zur Verwendung für die Erziehun 
von Waiſen ohne Anterſchied des religiöſen Bekenntniſſes im Regierungsbezir 
Oppeln eigenthümlich überwieſen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 8 


Gegeben Berlin, den 20. März 1869. 
(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenpliz. v. Mühle. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg.“ 
Leonhardt. 


Ausgegeben zu Berlin den 5. Mai 1869. 5 
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(Nr. 7396) Alerhöchſter Erlaß vom 5. April 1869., betreffend die Verleihung der ſiska⸗ 
liſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung mehrerer Kreis- 
Chauſſeen im Kreiſe Lebus, Regierungsbezirks Frankfurt a. d. O. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den vom Lebuſer Kreiſe, 
im Regierungsbezirk Frankfurt a. d. O., beabſichtigten Bau der Chauſſeen: 1) von 
Seelow nach Guſow, Letſchin, Amt Kienitz, und von dort einerſeits nach Dorf 
Kienitz und andererſeits nach Groß⸗Neuendorf , 2) von Bahnhof Golzow zur 
Verbindung mit der Wrietzen⸗Cüſtriner und Seelow⸗Cüſtriner Straße; 3) von 
Fürſtenwalde über Steinhöfel, Heinersdorf, Behlendorf, Jahnsfelde nach Bahnhof 
Trebnitz 4) von Bahnhof Trebnitz über Wulkow nach Neu⸗Hardenberg, von dort bis 
zur Kreisgrenze bei der Dammmühle, und von Neu⸗Hardenberg zum Anſchluß an die 
Seelow⸗Kienitzer Chauſſee; 5) von Seelow über Friedersdorf, Libbenichen, bei 
Carzig vorbei nach dem ſogenannten Aalkaſten, mit öſtlicher Abzweigung nach 
Lebus und weſtlicher Abzweigung über Zeſchdorf nach Treplin, 6) von Treplin 
über Sieversdorf nach Petersdorf und von dort über Jacobsdorf, Biegen, 
Dubrow nach Müllroſe ; 8 von Petersdorf nach Brieſen, und 8) zur Verbindung 
der Cüſtrin⸗Frankfurter Straße mit der Cüſtrin⸗Seelower Straße und zwar 
von Rathſtock über Tucheband nach dem Punkte, wo die Kreis⸗Chauſſee nach 
Bahnhof Golzow abgeht, genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe 
Lebus das Expropriationsrecht für die zu dieſen Chauſſeen erforderlichen Grund⸗ 
ſtücke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗ 
Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, 
in Bezug auf dieſe Straßen. Zugleich will Ich dem Kreiſe Lebus gegen Ueber⸗ 
nahme der künftigen chauſſeemäßigen Unterhaltung der Straßen das Recht zur 
Erhebung des Chauffeegeldes nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen 
jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen 
Beſtimmungen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden 
zuſätzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von 
Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗ 
Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauffee- 
polizei⸗Vergehen auf die gedachten Straßen zur Anwendung kommen. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 5. April 1869. 
Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
= Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


(Ar, 789 &. 


en 


r. 7397.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obligationen des 
Lebuſer Kreiſes im Betrage von 200,000 Thalern. Vom 5. April 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von, Preußen ac. 


Nachdem von den Kreisſtänden des Lebuſer Kreiſes auf den Kreistagen 
vom 22. Auguſt 1868. und 10. Februar 1869. beſchloſſen worden, die zur 
Ausführung der vom Kreiſe unternommenen Chauſſeebauten erforderlichen Geld» 
mittel im Wege einer Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der 
gedachten Kreisſtände: zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zins⸗ 
kupons verſehene, Seitens der Gläubiger unkündbare Obligationen zu dem ange⸗ 
nommenen Betrage von 200,000 Thalern ausſtellen zu dürfen, da ſich hiergegen 
weder im Intereſſe der Gläubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern gefun. 
den hat, in Gemäßheit des $. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung 
von Obligationen zum Betrage von 200,000 Thalern, in Buchſtaben: zweihundert 
Tauſend Thalern, welche in folgenden Apoints: 


25,000 Thaler à 1000 Thaler, 
0 a 500 


eee 


50/000 3 50 

407000 „ 200 
58700007 ind 1000 © 
20/000 % 5,00: son 
10:000 ld ag 


— 200,000 Thaler, 

nad) dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreisfteuer mit 

. fünf Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmenden 

Folgeordnung jährlich vom Jahre 1871. ab mit wenigſtens jährlich Einem Prozent 

des Kapitals, unter Zuwachs der Zinſen von den amortiſirten Schuldverſchrei⸗ 

bungen, zu tilgen ſind, durch gegenwärtiges Privilegium Anſere landesherrliche 

Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber dieſer 

Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des Eigen⸗ 
thums nachweiſen zu dürfen, geltend zu machen befugt iſt. 

„Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewährleiſtung Seitens des Staates nicht übernommen wird „iſt durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 5. April 1869. 


(L. S.) Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


. 
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provinz Brandenburg, Regierungsbezirk Frankfurt d. d. 3 


Obligation 


des 
Lebuſer Kreiſes 
Littr. 5 
über 


Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 200,000 Thalern geſchieht vom 
Jahre 1871. ab aus einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds 
von wenigſtens Einem Prozent jährlich, unter Zuwachs der Zinſen von den ge⸗ 
tilgten Schuldverſchreibungen. i 

Die Folgeordnung der Einlöſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Ausloofung erfolgt vom Jahre 1871. ab in dem 
Monate Februar jeden Jahres. Der Kreis behält ſich jedoch das Recht vor, den 
Til. 9 0 durch größere Auslooſungen zu verſtärken, ſowie ſämmtliche noch 
umlaufende Schuldverſchreibungen zu kündigen. Die ausgelooſten, ſowie die 
gekündigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, f 
Nummern und Beträge, ſowie des Termins, an welchem die Rückzahlung er: 
I ſoll, öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt vier, 

drei, zwei und Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Königlichen 
Staatsanzeiger, ſowie in dem Amtsblatte der Königlichen Regierung zu Frankfurt 
a. d. O. und in dem Lebuſer Kreisblatte. 

Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird es 
in halbjährlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. Jul, von heute an gerechnet, 
mit fünf Prozent jährlich in gleicher Münzſorte mit jenem verzinſet. 

8 Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rück⸗ 
5 der ena Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
ei der Kreis⸗Kommunalkaſſe des Lebuſer Kreiſes, und zwar auch in der nach 
dem Eintritt des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. 8 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſentirten Schuldverſchreibung 4 

find auch die dazu gehörigen Zinskupons der fpäteren Fälligkeitstermine zurück 2 
a 


a 


zuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale ab⸗ 
gezogen. 5 i 

Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem 
Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren, vom 
Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen Sinfen, 
verjähren zu Gunſten des Kreiſes. \ 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung Theil J. 
Titel 51. H. 120. sequ. bei der Königlichen Kreisgerichtsdeputation zu Seelow. 

Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen Ver⸗ 
jährungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz der 
Zinskupons durch Vorzeigung der chuldverſchreibung oder ſonſt in glaubhafter 
Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfrist der Betrag der angemeldeten und 
bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung ausgezahlt werden. 

Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind halbjährige Zinskupons bis zum 
Schluſſe des Jahres ausgegeben. Für die weitere Zeit werden Zinskupons 
auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗Kom⸗ 
munalkaſſe des Lebuſer Kreiſes Heal Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie 
beigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die % ee der 
neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren 
Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 

Zur buen der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermögen. 

0 11 zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 
ertheilt. | 


Seelow, den . ten 18.5 


Die ſtaͤndiſche Kreiskommiſſion fuͤr die Chauſſeebauten im Lebuſer Kreiſe. 


beo, Söpdefbusg Vegierungsbezirk ratfut ud. O. 


Zinskupon 50e 
zu der Bee 
Kreis- Obligation des Lebufer Kreiſes . 8010 
! Littr..o.2. € . Wee 
Ahern Thaler zu fünf Prozent Anke 
EN über 5 
FRE .. Thaler ........ Silbergrofchen. E 
Der Inhaber 1 0 a empfängt gegen deſſen wücgabe in dir f 
Zeit vom tn... bis keſp. vom en. BS N 
und 1 die Sb Be vorbenannten Kreis⸗ „Obligation für das Halbjahr 
Um bis: 8 mit (in Buchſtaben © jalern 


Frankfurt a. d. O. 
Seelow, den ken 18. 


Die ſtaͤndiſche Kreiskommiſſion fir die SAL NEN im gebufer Sue 


Dieſer Zinskupon iſt ungültig, wenn deſſen 

Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren, vom 
Schluß des Kalenderjahres der Fälligkeit an 
gerechnet, erhoben wird. 


provinz Brandenburg, Regierungsbezirk Frankfurt a. d. O. 
5 
zur g 
Kreis⸗Obligation des Lebuſer Kreiſes. 
Dier Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der 
Obligation des Lebuſer Kreiſes e \ 1 5 
b Piti. N über ..... Thaler à fünf Prozent Zinſen 


die „te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18. bei der Kreis⸗ | 
ER Kommunalkaſſe Lebuſer Kreiſes zu Frankfurt a. d. O. nach Maaßgabe der dies⸗ 
fälligen, in der Obligation eu Beſtimmungen. 


Seelow, den n i SR f 
Die 1 1 für die Tre im Lebuſer Sei. 2% 
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Cr. 7398.) Konzeſſions⸗ und Beſtätigungs⸗Urkunde für die Broelthaler Eiſenbahn⸗Aktien⸗ 
\ geſellſchaft. Vom 12. April 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen . 


Nachdem die Broelthaler Eiſenbahn⸗Kommanditgeſellſchaft in Firma 
Friedlieb Guſtorff E Komp. zu Hennef den Weiterbau der von ihr angelegten 
und betriebenen ſchmalſpurigen Lokomotivbahn von Hennef nach Ruppichteroth 
über letzteren Ort hinaus nach Waldbroel, ſowie die Umwandlung in eine 
Aktiengeſellſchaft beſchloſſen hat, wollen Wir zum Bau und Betriebe dieſer 
Bahn Unfere landesherrliche Genehmigung hierdurch ertheilen, auch das Uns 
pvpvorgelegte, am 3. Februar 1869. notariell vollzogene Statut hiermit landes⸗ 

herrlich genehmigen. 
Zugleich beſtimmen Wir, daß die in dem Geſetze über die Eiſenbahn⸗ 
Unternehmungen vom 3. November 1838. ergangenen Vorſchriften über die 


Expropriation fremder Grundſtücke auf dieſes Unternehmen Anwendung finden 
Sollen. 


Die gegenwärtige Genehmigungs- und Beſtätigungs⸗Urkunde iſt mit dem 85 5 
Statut durch die Geſez⸗Sammlung zu veröffentlichen. 1 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 12. April 1869. 
(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Leonhardt. 
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Seen 


der 


Broelthaler Eiſenbahn⸗Aktiengeſellſchaft. 


& 


A. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


ee 
Name und Zweck der Geſellſchaft. 
Anter der Benennung „Broelthaler Eiſenbahn⸗Aktiengeſellſchaft / wird eine 
Aktiengeſellſchaft errichtet, welche, durch Statutänderung aus der Broelthaler 
Eiſenbahn⸗Kommanditgeſellſchaft in Firma „Friedlieb Guſtorff & Komp.“ in 
Hennef entſtanden „die von letzterer angelegte und betriebene Transportbahn von 
Gr. 788% Hen⸗ 


1 1 nach Ruppichteroth mit Zweigbahn im Saurenbacherthal, ſowie die 
eiterführung dieſer Bahn von Ruppichteroth nach Waldbroel nach dem 
zwiſchen dem Königlichen Eiſenbahnkommiſſariate und der gedachten Kommandit⸗ 
| eſellſchaft abgeſchloſſenen Vertrage d. d en den 23. e in 
e 9 ge d. d. Hennef, den 25. November 1868. 
welchen die Aktiengeſellſchaft als Rechtsnachfolgerin der Kommanditgeſellſchaft 
eintritt, übernimmt und ſowohl die vorhandene, als auch die neue Strecke nach 
deren Fertigſtellung betreiben wird. 


8 
Art der Benutzung. 

Die Geſellſchaft wird die Transporte auf der Bahn durch Dampfwagen 
oder je nach Umſtänden durch Pferdekraft für eigene Rechnung betreiben, auch , 
ſoweit ſie es ihrem Intereſſe gemäß findet oder geſetzlich dazu verpflichtet iſt, 
Anderen die Benutzung der Bahn zu Perſonen⸗ und Gütertransporten gegen 
Entrichtung eines beſtimmten Bahngeldes geftatten. 

Sie kann auch unter Genehmigung des Handelsminiſters einer anderen 
Eiſenbahnverwaltung den geſammten Betrieb der Bahn durch beſonderen Ver⸗ 
trag überlaſſen. 

Sollte in Folge weiterer Vervollkommnung in den Transportmitteln eine 
noch beſſere und wohlfeilere Förderung der Transporte, als auf Eiſenbahnſchienen 
und mittelſt Lokomotiven, möglich werden, ſo kann die Geſellſchaft auch das 


neue Beförderungsmittel, vorbehaltlich der Genehmigung des Staates, herſtellen 
und benutzen. 8 2 


Bahnlinie und Bauplan. 
Die Bahnlinie, ſoweit dieſelbe nicht bereits durch das ſchon im Betrieb 
befindliche Bahnſtück feſtſteht, hat das Königliche Miniſterium für Handel, Ge⸗ 


werbe und öffentliche Arbeiten feſtzuſtellen, auch unterliegen der Genehmigung 
deſſelben die ſpeziellen Bauprojekte. 


Von dem feſtgeſetzten Bauplane darf nur unter beſonderer Genehmigung 
des vorbezeichneten Miniſteriums abgewichen werden. 


§. 4. 
Domizil und Gerichtsſtand. 


N Das Domizil der Geſellſchaft iſt Cöln und der Sitz ihrer Verwaltung 
Hennef. ss 


Fonds der Geſellſchaft. 


i Das Grundkapital der Geſellſchaft beträgt Einhundert ſiebenzig Tauſend 

ß VV ²˙- ̃ͤòůũü!MK 8 170,000 Rihlr. 
Dazu tritt eine Staatsprämie gemäß Vertrag vom a 

25./ 29. November 1868. von ſechszig Tauſend Thalern.. 60,000 5. 


In Summa zweihundert dreißig Taufend Thaler. 230,000 Rthlr. 


Dies 


Dieſes Anlagekapital wird aufgebracht: 5 
a) durch 1700 Aktien zu 100 Thaler Kk 170,000 Rthlr. 
Piadurch die Staalsprämie vonn ĩ2Ä 60,00 „ 

230,000 Rthlr. 

Zur Befriedigung der Kommanditiſten der alten Geſellſchaft für ihre Ge⸗ 

ische erhalten dieſelben den gleichen Betrag der Aktien der neuen Ge⸗ 
ellſchaft. 


Die Begebung des Reſtes der Aktien geſchieht nach Bedürfniß. 
$. 6. 


Reſervefonds. 

Nach Verzinſung und völliger Amortiſation der Schulden der Geſellſchaft 
wird ein Reſervefonds gebildet. 

Derſelbe iſt beſtimmt zur Deckung außergewöhnlicher Ausfälle und der 
Koſten für etwa erforderlich werdende Vermehrung der Betriebsmittel. i 

Dieſem Reſervefonds werden überwieſen: 

a) der Betrag derjenigen Dividenden, die nicht rechtzeitig erhoben und des⸗ 
halb gemäß F. 16. zu Gunſten der Geſellſchaft verfallen find; 

b) ein Zuſchuß aus den Betriebseinnahmen, und zwar ſollen nach völliger 
Abtragung der Schulden der Geſellſchaft die Reinerträge der neuen Strecke 
Ruppichteroth⸗Waldbroel ſo lange ganz dem Reſervefonds zugetheilt 
werden, bis derſelbe die Höhe von zehn Prozent des Aktienkapitals er⸗ 
fee ſpäter wird dieſer Zuſchuß vom Aufſichtsrathe nach Bedürfniß 
eſtgeſetzt. 

Hat der Reſervefonds den Betrag von zehn Prozent des Aktienkapitals 
erreicht, ſo braucht er bloß auf dieſer Höhe erhalten zu werden, und es erfolgen 
Zuſchüſſe nur dann, wenn eine Verminderung eingetreten iſt. So lange der 

Reeſſervefonds in voller Höhe vorhanden iſt, fließen die nicht erhobenen Dividenden, 
ſowie die Zinſen des Reſervefonds ſelbſt, in die Betriebskaſſe. 


8. 
Verhältniß der Geſellſchaft zum Staate. 

Die Verhältniſſe der Geſellſchaft zum Staate werden außer durch die be⸗ 
ſtehenden und noch zu erlaſſenden Geſetze im Allgemeinen durch die zu ertheilende 
Allerhöchſte landesherrliche Konzeſſion und das gegenwärtige Statut beftimmt. . 

Ansbeſondere aber iſt 8 von der kontraktlichen Regulirung der 
Mitbenutzung der Broelſtraße) dieſes Verhältniß durch den Vertrag d. d. 


Co 29. 1868. a 
Heu, den 25 en. geregelt und bleibt dem Staate vorbehalten: 


a) die Genehmigung des Bahngeldtarifs und des Frachttarifs für Güter 
8 und auch für den Perſonenverkehr, inſofern letzterer eingeführt wird, 
. 5 ſowie jeder Abänderung der Tarife; 
5 Jahrgang 1869. (Nr. 7398.) ; 78 b) die 


Hairy n Genehmigung des Fahrplanes und jeder Abän erung deſſelben /; 
e) das Eigenthumsrecht an der Strecke Ruppichteroth⸗Waldbrbel für den 
Fall, daß die Geſellſchaft ſich auflöſt, ohne ihr Eigenthum und die aus 
Cöln, den 29.1 November 1868. hervorgehenden 
W Hennef, den 25. November 1868. 5 8 
Pflichten und Rechte an einen die Fortführung des Betriebs der Ge- 
ſammtbahn genügend ſicher ſtellenden Rechtsnachfolger zu übertragen md : 
„ In dieſem letzteren Falle gehen die Bahnſtrecke Ruppichterbth⸗ 
Waldbrdel, ſowie eine Lokomotive und von den ſämmtlichen vorhandenen 
Waggons derjenige ratirliche Antheil, welchen ein Vergleich der auf der 
alten und neuen Strecke durchlaufenen Achsmeilen gemäß dem letzten 
der Auflöſung vorhergegangenen Kalenderjahre ergiebt, in den Beſitz des 
Staates über.) Nita nos 
d) die Beſtätigung der Wahl des betriebsleitenden Direktors; 
e) die Geſellſchaft iſt verpflichtet, die von ihr anzuſtellenden Unterbeamten, 
mit Ausnahme der einer techniſchen Vorbildung bedürfenden, vorzugs⸗ 
weiſe aus den mit Civil⸗ Anſtellungsberechtigung entlaſſenen Militairs 
des Königlich Preußiſchen, et ſoweit dieſelben das fünf und dreißigſte 
Lebensjahr noch nicht zurückgelegt haben, zu wählen. „ 


dem Vertrage d. d. 


Aer 


i §. 8. 
e at 18 ‚ Verwaltung und Verfaſſung. i 1 — 
Die Intereſſen der Geſellſchaft werden wahrgenommen: er 


1) durch die Geſammtheit der Aktionaire in der Generalverſammlung 


(ss. 19. ff.) / 


2) durch den Aufſichtsrath, beſtehend aus ſechs Mitgliedern; 
3) durch den Vorſtand / ER e 0 bee innen 
4) durch zwei Reviſoren. ine 


H. 9. 
tatut erforderlichen öffe 
inladungen oder ſonſti 


AN 
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ee ee ER! 


i Abänderung ur in Folge a 0 


5 5 i e 
Maaßgabe des $. 23, gefaßten Beſchluſſes der Generalv. 
herrlicher Genehmigung zuläſſ ig. 
11901904 Verkauf der Bahn und Auflöſung der Geſellſchaft. 
Die Geſellſchaft kann unter den von der Generalperſammlung feſtzuſetzen⸗ 
den Bedingungen mit Zuſtimmung der Staatsregierung das Eigenthum und 
den Betrieb der ganzen Broelthalbahn (Hennef⸗Ruppichteroth⸗Waldbroel) an 
eine andere Eiſenbahngeſellſchaft oder Korporation übertragen. 
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erſammlung unter landes⸗ 
len 


Ni 


B. 
Beſondere Beſtimmungen. 


röhtingt J. Von den Aktien und Dividenden. 
. $. 12. 
OR Aktien und deren Ausfertigung. 
Sämmtliche im $. 5. gedachten Aktien der Geſellſchaft werden auf den 
Inhaber lautend unter fortlaufender Nummer nach dem beiliegenden Schema A. 
ſtempelfrei ausgefertigt. N 
Jede Aktie wird von zwei Mitgliedern des Auffichtsrathes unterſchrieben. 
; Die Einzahlung des Nominalbetrages der Aktien erfolgt nach den vom 
Aufſichtsrathe ergehenden Vorſchriften. „ 
ee. 9 
Verpflichtung der Aktionaire. 


Kein Aktionair iſt über den Betrag der gezeichneten Aktien hinaus zu 
Einzahlungen für Verbindlichkeiten der Geſellſchaft verpflichtet. 5 


3 $. A. 
gu HANS Dividenden und deren Feſtſtellung. 70 
Der aus dem Unternehmen aufkommende Reinertrag wird folgendermaaßen 


vertheilt: a { . 
I), Soweit die Reinerträge nicht zur Verzinſung und Amortiſation der Schulden 
der Geſellſchaft verwandt werden, findet ihre Trennung in der Weiſe 
ſtatt, daß die aus dem Betrieb der Strecke Ruppichteroth⸗Waldbroel 
ſich ergebenden fo lange zur Bildung eines Reſerpefonds angeſammelt 
werden, bis derſelbe die Höhe von zehn Prozent des Aktienkapitals 
erreicht hat, ſo daß bis dahin nur Reinerträge aus dem Betrieb der 
Strecke Hennef⸗Ruppichteroth zur Vertheilung von Dividenden an die 
Aktionaire verwandt werden können. 5 
i 2) Nachdem der Reſervefonds die Höhe von zehn Prozent des Aktienkapitals 
eeeerreicht hat, und fo lange er auf dieſer Höhe bleibt, können ſämmtliche 
Gr. 7398.) 78 Rein⸗ 


Reinettige zur Zahlung von Dividenden an die Aktionaire verwandt 

werden. 1191 55 CCC 

Die Zahlung der Dividenden erfolgt gegen Einlieferung der betref⸗ 

fenden Dividendenſcheine jährlich am 1. Juli bei der Kaſſe der Geſellſchaft 

und in Cöln. 9.43 5 ati 
15. 


Dividendenſcheine und Talons. 


Mit den Aktien werden i 
a) Dividendenſcheine auf zehn Jahre nach dem beiliegenden Schema B., und 
bp) Talons nach dem beiliegenden Schema C. ausgehändigt. 
Dividendenſcheine und Talons werden mit zwei fakſimilirten Unterſchriften 
von Mitgliedern des Aufſichtsrathes ausgefertigt und mit der Unterſchrift eines 
Beamten, ſowie dem Stempel der Geſellſchaft verſehen. 
Die Ausreichung neuer Dividendenſcheine und Talons erfolgt gegen Ein⸗ 
lieferung der mit den abgelaufenen Dividendenſcheinen ausgegebenen Talons an 
den Inhaber der letzteren ohne Prüfung ſeiner Legitimation. 


$. 16. 
Zahlung der Dividenden. a 
Die Zahlung der Dividenden erfolgt nach Maaßgabe der desfallſigen 
Beſtimmungen des F. 14. gegen Einlieferung der Dividendenſcheine. 
Dividendenbeträge, welche nicht binnen vier Jahren, von dem im F. 14. 
angegebenen Zahlungstage ab gerechnet, erhoben worden ſind, verfallen zum 
Vortheil der Geſellſchaft, vorbehaltlich der Beſtimmungen des F. 17. 


§. 17. 

Oeffentliches Aufgebot und Mortifizirung. 5 i 
Sind Aktien, Dividendenſcheine oder Talons beſchädigt oder unbrauchbar 
eworden, jedoch in ihren weſentlichen Theilen dergeſtalt erhalten, daß über ihre 
Richtigkei kein Zweifel obwaltet, fo iſt der Auffichtsrath ermächtigt, gegen Ein⸗ 
reichung der beſchädigten Papiere auf Koſten des Inhabers neue gleichartige 
Papiere auszufertigen und auszureichen. „ 

5 Außer dieſem Falle iſt die Ausfertigung und Ausreichung neuer Aktien in 
Stelle beſchädigter oder verloren gegangener nur zuläſſig nach gerichtlicher Mor⸗ 

tiftzirung derſelben, die im Domizil der Geſellſchaft bei dem dortigen Gerichte 

erſter Inſtanz nachzuſuchen iſt. b Be 
Eine gerichlliche Mortifizirung beſchädigter oder verloren gegangener 
Dividendenſcheine findet nicht flat. 8 
5 Der Betrag derſelben wird jedoch demjenigen, der die Beſchädigung oder 
den Verluſt derſelben innerhalb des im §. 16. gedachten vierjährigen Zeitraums 
bei dem Aufſichtsrathe angegeig, und feinen Anſpruch durch Einreichung des in 
ſeinen weſentlichen Theilen beſchädigten Papieres und, im Falle des Verluſtes, 
durch Vorlegung der Aktien ſelbſt beſcheinigt hat / binnen einer vom Ablauf des 
vierſährigen Zeitraums zu berechnenden einjährigen präkluſiviſchen Friſt Haack 
Muck⸗ 


Irn 
IH 
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Rückgabe der über die rechtzeitige Anmeldung vom Auffichtsrathe zu ertheilenden 
Beſcheinigung ausgezahlt, ſofern die verloren gegangenen Dividendenſcheine nicht 
inzwiſchen von einem Dritten eingereicht und eingelöſt worden ſind. 

Auch eine gerichtliche Mortifizirung beſchädigter oder verlorener Talons 
findet nicht ſtatt. BI i an 

Die Ausreihung neuer Dividendenſcheine geſchieht, wenn der Aktien⸗In⸗ 
haber den Talon nicht einreichen kann, gegen Produktion der Aktie. 
ft aber vor Ausreichung der neuen Dividendenſcheine der Verluſt des 
Talons bei dem Aufſichtsrathe von einem Dritten angemeldet, der auf die neuen 
Dividendenfcheine Anſpruch macht, ſo werden letztere zurückbehalten, bis der 
8 ee Prätendenten im Wege der Güte oder des Prozeſſes 
erledigt iſtan ni f e eie 


II. Von der Aufſtellung der Bilanzen, ai 5 


§. 18. BILL Hm: 150 
Das Geſchäfts⸗ oder Betriebsjahr iſt das Kalenderjahr. Am Schluſſe 
= 5 0 wellen Betriebsjahres iſt das Reſultat des Betriebes durch eine Bilanz 
arzuſtellen. | 

3 5 Der Direktor ſchließt die Rechnungen ab, ſtellt das Inventarium über das 
zögen der Geſellſchaft auf, fertigt eine das Verhältniß der Aktiva und Paſſiva 
darſtellende Bilanz an und überreicht dieſe ſammt dem Inventarium dem: Auf 
ſichtsrath. Dieſer hat die Rechnungen zu prüfen und zu moniren, die Erledi⸗ 
gung ſeiner Erinnerungen zu veranlaſſen und die danach etwa berichtigte Bilanz 

der Reviſionskommiſſion ($. 46.) zu überreichen. An 


Letztere hat ihren Reviſionsbefund nebſt etwaigen Erinnerungen wiederum 
dem Aufſichtsrathe zuzuſtellen, welcher nach Erledigung ſämmtlicher geſtellten 
Erinnerungen dem Direktor Decharge ertheilt. ; 
Auaeber die nicht erledigten Erinnerung 
A oe RE nee Re ie 
In der Bilanz werden alle Einnahmen des betreffenden Jahres nach ihrem 
Baarbetrage, etwaige Ausſtände nach ihrem Nominalbetrage, inſofern ſie aber 
unſicher fein ſollten, nach gewiſſenhafter Schätzung von Seiten des Auffſichts⸗ 
rathes, und vorhandene Baumaterialien und Vorräthe nach dem Koſtenpreiſe und 
bei eingetretener Werthsveränderung unter Berückſichtigung derſelben als Aktiva 
angeſetzt 5 , eee e en ee 
= 4 Dagegen kommen als Paſſiva in Anſetzung alle Ausgaben, die im Laufe 
es Jahres entſtanden und nicht aus dem Reſervefonds (F. 6.) zu beſtreiten 
eweſen ſind, mit Einſchluß der etwa am Jahresſchluſſe verbliebenen Rückſtände. 


en hat die Generalverſammlung zu | 


III. Von den Generalverſammlungen. 
Ort und Berufung. € 


Alle Generalverſammlungen werden in Cöln abgehalten. 
. 78980 


g der Tagesordnu g durch den 
welche der Generalverſammlung 


, 185 t ile 
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Se Ordentliche Generalverſammlungen. 


10050 Die ordentliche Generalverſammlung findet jährlich im zweiten Kalender⸗ 
Vierteljahre ſtatt. nännötle Int od 1 er 
ben fi Negelmäßige Gegenſtände der Berathung und der Beſchlußnahme derſel⸗ 
en ſind: 1 101 f 
1) der Bericht des Aufſichtsrathes und des Direktors über die Lage der 
Geſchäfte und die Bilanz) * 
2) die Wahl der Mitglieder des Aufſichtsrathes; 
3) die Wahl von zwei Reviſoren zur Prüfung der Bilanz; 
4) Bericht der Reviſoren über die Prüfung der Bilanz des verfloſſenen 
Jahres und Beſchlußnahme über gezogene Monita/ 
5) Beſchlußnahme über diejenigen Angelegenheiten, welche der Generalver⸗ 
ſammlung vom Aufſichtsrathe, von den Reviſoren oder einzelnen Aktio⸗ 
nairen zur Entſcheidung vorgelegt werden; 5 8 
6) Feſtſtellung der den Mitgliedern des Aufſichtsrathes zu gewährenden 
Tantiemen / a 12 65 


7) Feſtſtellung der zur Amortiſation von Schulden der Geſellſchaft zu ver⸗ 
wendenden Beträge. N Mu. 


$. 21. ft eee and 
Anträge einzelner Aktionaire. 


Beſondere Anträge einzelner Aktionaire müſſen ſo zeitig vor der General- 
verſammlung dem Vorſitzenden des Aufſichtsrathes ſchriftlich mitgetheilt werden, 
daß dieſelben gemäß Artikel 238. des Handelsgeſetzbuches noch in die öffentlich 
zur Verſammlung einladende Bekanntmachung aufgenommen werden können, 
widrigenfalls die Beſchlußnahme darüber bis zur nächſten Generalverſammlung 
zu vertagen iſt. EIN 5 


Außerordentliche Generalverſanumlungen. e 


101 


Außerordentliche Generalverſammlungen finden ſtatt in allen Fällen, in 
denen der Aufſichtsrath, die Reviſoren oder Aufſichtsbehörden fie für nöthig erachten, 
auf Antrag der Aktionaire gemäß Artikel 237. des Handelsgeſetzbuches, wenn ein 
ſolcher Antrag unter Deposition des zehnten Theiles der emittirten Aktien und 
unter Angabe der Gründe und des Zweckes beim Aufſichtsrathe geftellt iſt. 
Ign der Einladung muß der Gegenſtand der zu verhandelnden Geſchäfte 
kurz angedeutet werd n. is GEN ee, ee 


pn DA planet 
Morogh Köthtoendigkeik Geht 
Außer bei den im $. 20. genannten 
Generalverſammlung überhaupt erforderlich: 
1) zur Ausdehnung des Unternehmens über den im F. 1. angegebenen 
Zweck hinaus und auf die im $. 2. vorbehaltene anderweitige Benutzungsart 
2) zur Vermehrung des Grundkapitals der Geſellſchaft und Kontrahirung 
bon Anleihen für dieſelbe mit Ausnahme ſolcher, welche nur zur Deckung 
laufender Betriebsbedürfniſſe abgeſchloſſen worden und deren Rückzahlung 
5 binnen weniger als Jahresfriſt erfolgen ſoll; e 
3) zur Fuſion der Geſellſchaft mit einer anderen und Feſtſtellung der des⸗ 
ge Bedingungen; er e : 
4) zur Uebertragung des Betriebes an eine andere als die eigene Verwaltung; 
5) zum Verkaufe der Bahn; f ROT | 
6) zur Auflöſung der Gefellihaft;; n; N 
N 5 Abänderungen und Ergänzungen des Statuts, auch in anderen als 


nad ene 
Otter 


den unter 1. und 2. genannten Fällen, 5 5 
8) zur Aufhebung der Beſchlüſſe früherer Generalverſammlungen. 
5 ei ſchlüſſe über dieſe Gegenſtände können ſowohl in ordentlichen als außer⸗ 
ordentlichen Generalverſammlungen gefaßt werden; der Gegenſtand der Beratung 
muß aber in beiden Fällen nach F. 22 in der Vorladung bezeichnet fein. Alle 
unter 1 bis 7. gedachten Beſchlüſſe bedürfen der Genehmigung des Staates. 
Ueber die Art der Abſtimmung über dieſe Gegenſtände ſetzt der $. 28 
das Nöthige feſt. 0 : 
134 H. 24. 

is 55 = Stimmenzählung. , eie 

Bei allen Abstimmungen zählt jede Aktie Eine Stimme. 


„ SI HIRTRA IRRE 
Legitimation der Stimmberechtigten. V«f 


0 $. 26. ERS 10 


, Vertretung der Akttonalre. 
Es iſt einem jeden Aktionair geſtattet, ſich in der Generalverſammlung 
einen anderen Aktionair mittelſt Vollmacht vertreten zu laſſn. 
1 | Hand⸗ 


igen Repräfentanten 
hre Ehemänner vertreten werden, au 


5. * 
Et Entſcheidung über das Stimmrecht. 


Die Entſcheidung etwaiger Reklamationen über das Stimmrecht gebührt 
der Generalverſammlung. f 8 5 


Gang der Verhandlungen. 5 


Dier Vorſitzende des Aufſichtsrathes oder deſſen Stellvertreter leitet die 
Verhandlung, beſtimmt die Folgeordnung der zu verhandelnden Gegenſtände, 
a en Wort und ſetzt das bei der Abſtimmung zu beobachtende Ver⸗ 
ahren feſt :!: N f | 
Fi Zu ſchriftlichen Abſtimmungen werden geſtempelte Stimmzettel verwendet, 
auf denen die Zahl der von dem Stimmenden vertretenen Aktien vermerkt iſt. 
Bei den im F. 23. benannten Berathungsgegenſtänden kann die General⸗ 
verſammlung nur dann gültig Beſchluß faſſen, wenn die in gehöriger Weiſe 
zuſammenberufenen Aktionaire ein Kapital in ſich vereinigen, welches mindeſtens 
die Hälfte der zur Zeit der Verſammlung beſtehenden Aktien erreicht und eine 
Maforität von zwei Dritteln der anweſenden, beziehungsweiſe vertretenen Stim⸗ 
men ſich für einen Beſchluß ausspricht. 5 | 8 
Findet der vorſtehend bemerkte Aktienbetrag ſich nicht vertreten, ſo foll 
eine neue Einberufung; jedoch in nicht kürzerer Friſt als vierzehn Tagen, ſtatt⸗ 
finden, und dieſe Versammlung wird alsdann ganz jelbftftändig entſcheiden wie 


1 


2 gering auch, die Anzahl der Aktiongire und das durch ſie vertretene Kapit 
ſein mag. 8 se eee Mund eee 


Bei allen übrigen Berathungen und Beſchlüſſen entſcheidet einfache z 
Stimmenmehrheit. 
Bei Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 
F. 29. 
Wahl der Mitglieder des Aufſichtsrathes und der Reviſoren. 
Bei der Wahl der Mitglieder des Aufſichtsrathes und der Reviſoren 


findet in den jährlichen ordentlichen Generalverſammlungen folgendes Ver⸗ 
fahren ſtatt: e e 1 aa ee ee si ie 
) Der Vorſitzende ernennt zwei Mitglieder der Verſammlung zu Skruta⸗ 


"toren, welche die Stimmzettel ſammeln und unter Zuziehung des Vor⸗ 
ſitzenden den Inhalt der Stimmzettel unter Verſchweigung des Namens 
der Stimmgeber laut verleſen und die Reſultate der Abſtimmung zu⸗ 


ſammenſtellen. a 


bp) Zunächſt werden die Mitglieder des Aufſichtsrathes und darauf in einem 
beeſonderen Wahlgange die Reviſoren % ° SFHBENn ar 3 3 
8 b 5 u : 3 © 


C) Die Wahl erfolgt durch Stimmzettel, auf deren jedem eine der Zahl der 
zu 1 gleiche Zahl Namen von wahlfähigen Perſonen zu 
ſetzen iſt. 
d) Stimmzettel, welche formell ungültig find, bleiben ebenſo wie unſtatt⸗ 
hafte Wahlen unberüdfichtigt. i 

e) Als erwählt werden diejenigen erachtet, welche nach Inhalt der betref⸗ 
fenden Stimmzettel die größte Anzahl der Stimmen und zugleich die 
abſolute Stimmenmehrheit erhalten haben. 

Iſt die abſolute Majorität nicht erreicht, ſo werden diejenigen, 
welche die meiſten Stimmen erhalten haben, in doppelter Anzahl der 
noch zu Wählenden in engere Wahl geſtellt. RE 

) Bei eintretender Stimmengleichheit bei der Wahl entfcheidet unter dieſen 

Beiden das Loos nach einer vom Vorſitzenden in der Verſammlung 
ſelbſt zu treffenden Anordnung. 

g) Das Reſultat der Abſtimmung wird in das über die Verhandlung zu 

führende Protokoll aufgenommen. 


$. 30. 
Protokoll. 

Die Protokolle der Generalverſammlungen werden von einem Notar auf⸗ 
genommen, von dem Vorſitzenden, den Skrutatoren und denjenigen anweſenden 
Aktionairen, welche es wünſchen, unterzeichnet. 

Die Namen der in der Generalverſammlung erſchienenen ſtimmberechtigten 
Aktionaire ſind durch eine von den in der Generalverſammlung anweſenden 
Mitgliedern des Aufſichtsrathes zu vollziehende Präſenzliſte, welcher die Stimm⸗ 
zahl beizufügen iſt, feſtzuſtellen, und ſolche dem Protokolle beizufügen. Protokoll 
und Präſenzliſte haben vollkommen beweiſende Kraft für den Inhalt der von 
der Geſellſchaft gefaßten Beſchlüſſe. 


IV. Von den Repraͤſentanten und Beamten der Geſellſchaft. 
A. Aufſichtsrath. 


Sl, 
Zweck und Umfang. 
Der Aufſichtsrath führt die Beſchlüſſe der Generalverſammlung aus und 
vertritt die Geſellſchaft dem Vorſtande gegenüber. 

Ex beſteht aus ſechs en und iſt beſchlußfähig, wenn mindeſtens 
vier Mitglieder mit Einſchluß des Vorſitzenden oder ſeines Stellvertreters an⸗ 
weſend ſind. 

§. 32. 
1 Wahlfähigkeit. 
Jedes Mitglied des Aufſichtsrathes muß im Beſitze von zehn Aktien ſein, 

Jahrgang 1869. (Nr. 7398.) 79 welche 


Se | — 582 — RR 
welche für die Dauer des Amtes unveräußerlich und bei der Geſellſchaftskaſſe 
niederzulegen ſind. fcb f sn 
Nicht wahlfähig ſind: 
1) Beamte der Geſellſchaft ; 
2) Minderjährige und unter Kuratel ſtehende Perſonen, ſowie ſolche, welche 
ihre Zahlungen eingeſtellt und ſich nicht vollſtändig mit ihren Gläubigern 
regulirt haben; 
3) Perſonen, welche nicht im Vollgenuſſe der bürgerlichen Ehrenrechte find; 
4) Perſonen, welche mit der Geſellſchaft in Kontraktsverhältniſſen ſtehen. 


F. 33. 
' Der Vorſitzende. 5 
Der Aufſichtsrath wählt aus feinen Mitgliedern einen Vorſitzenden 
und einen Stellvertreter für denſelben, deren Amt in dieſer Eigenſchaft zwei 
Jahre dauert. 
Zur Gültigkeit dieſer Wahlen iſt abſolute Stimmenmehrheit erforderlich. 
Der Vorſitzende leitet die Geſchäfte, beruft die Verſammlungen und leitet in den. 
ſelben die Verhandlungen. 
Der Stellvertreter des Vorſitzenden hat, wenn letzterer verhindert iſt, überall 
die gleichen Rechte und Pflichten wie der Vorſitzende ſelbſt. N 


F. 34. 

g Verſammlungen und Beſchlüſſe. 
8 Der Aufſichtsrath verſammelt ſich, ſo oft das Bedürfniß es erheiſcht, an 
dem Ort und zu der Zeit, welche er feſtſetzen wird. 01176 

Er kann mehrere ſeiner Mitglieder zu regelmäßigen Zuſammenkünften und 
beſtimmten Funktionen delegiren. i Ü a 

Der Vorſitzende muß auch in außergewöhnlicher Weiſe den Aufſichtsrath 
zu einer Verſammlung berufen, wenn zwei ſeiner Mitglieder unter Angabe der 
Gründe dieſes beantragen. N a 

Gültige Beſchluͤſſe können nur mit abſoluter Stimmenmehrheit der An⸗ 
weſenden gefaßt werden. 5 2 

Bei Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 


Bei Wahlen wird das im F. 29. angegebene Verfahren beobachtet. 
Soll in den Sitzungen ai 10 

1) über die Feſtſtellung der Inventur, der Bilanz und der Dividende, 2 

2) über Anſtellung und Entlaſſung von Beamten mit mehr als fünfhundert 
Thaler jährlichem Gehalt, l 

3) über Erwerbung oder Veräußerung von Immobilien, 
über Verträge, deren Gegenſtand mehr als zweitauſend Thaler beträgt, 3 
gültig Beſchluß gefaßt werden, fo muß den Mitgliedern mindeſtens acht Tage 
vor der Sitzung ſchriftlich angezeigt ſein, daß darüber verhandelt e 
8 90855 eb e 


ee 


Ueber die Beſchlüſſe des Aufſichtsrathes wird ein Protokoll geführt und von den 
Anweſenden unterzeichnet. j 
§. 35. 
Reſſort und Befugniſſe. 

Der Aufſichtsrath hat die Beſchlüſſe der Generalverſammlung auszuführen 
oder deren Ausführung anzuordnen. f 

Er iſt berechtigt, unbeſchadet der Zuſtändigkeiten der Generalverſammlung 

und des Vorſtandes, innerhalb der Grenzen des Statuts nach eigenem Ermeſſen 
alles das zu beſchließen und anzuordnen, was er zur Förderung der Geſellſchafts⸗ 
zwecke für nothwendig und nützlich erachtet. 

Der Aufſichtsrath hat den Direktor und nach ſeinem Ermeſſen auch einen 
Stellvertreter deſſelben anzuſtellen und die Dienſtverträge mit ihnen abzuſchließen, 
auch denſelben ein notariell oder gerichtlich beglaubigtes Legitimations⸗Atteſt aus⸗ 
zufertigen. 

Außerdem hat der Aufſichtsrath die Geſchäftsführung des Vorſtandes zu 
überwachen, von Zeit zu Zeit Kaſſenreviſionen anzuordnen, über alle Anträge des 
Vorſtandes Beſchluß zu faſſen und in den beſonders vorbehaltenen Fällen den 
Vorſchlägen des Vorſtandes die Genehmigung zu ertheilen oder zu verſagen. 

Zur Berathung und Beſchlußnahme des Aufſichtsrathes gehören ins⸗ 
beſondere: g 

1) die Ausfertigung der Aktien, Dividendenſcheine und Talons; 

2) die Ernennung des Direktors und eines etwaigen Stellvertreters deſſelben 
und die Feſtſtellung der mit denſelben abzuſchließenden Verträge, ſowie 
der ihnen zu ertheilenden Inſtruktionen; 

3) diejenigen Anträge des Direktors, zu welchen derſelbe der Zuſtimmung 
des Aufſichtsrathes bedarf ($. 44.) 

4) alle im F. 23. benannten, demnächſt zum Beſchluſſe der Generalver⸗ 
ſammlung zu bringenden Gegenftände; | 

5) die Feſtſtellung der Inventur und der Bilanz; 

6) die Beſtimmung über die Höhe der jährlichen Dividende; 

7) die Normirung der Zuſchüſſe zum Reſervefonds (nach F. 6.). 

Alle Erklärungen, Urkunden, Verträge und Verhandlungen, die der Auf⸗ 
ſichtsrath Namens der Geſellſchaft ausſtellt, reſp. vollzieht, find verbindlich für 
die Geſellſchaft, ſobald ſie von dem Vorſitzenden oder deſſen Stellvertreter oder 
von mindeſtens zwei Mitgliedern des Aufſichtsrathes unterſchrieben ſind. 


$. 36. 
Legitimation. 


Zur Ausübung aller dem Aufſichtsrathe im F. 35. ertheilten Befugniſſe 
bedarf derſelbe gegen dritte Perſonen keiner weiteren Legitimation, als eines auf 
Grund der vom Notar aufgenommenen Wahlverhandlung ausgefertigten nota⸗ 
riellen Atteſtes über die Perſonen ſeiner Ba e sa 
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Die Mitglieder des Aufſichtsrathes verwalten ihr Amt nach beſter Einſicht 
und ſind der Geſellſchaft nach Maaßgabe des Geſetzes für ihre Handlungen 
verantwortlich. f 
§. 38. 
Dauer des Amtes. 
Die Amtsdauer der Mitglieder des Aufſichtsrathes iſt eine fünfjährige. 


In dem erſten Jahre nach der fünfjährigen Amtsdauer des Aufſichts 


rathes ſcheiden zwei Mitglieder und in jedem der darauf folgenden vier Jahre 
ſcheidet ein Mitglied aus dem Aufſichtsrathe aus. erde 
Welche Mitglieder in den Jahren, wo der Turnus noch nicht feſtſteht, 
auszuſcheiden haben, wird durch das Loos beſtimmt. 18 
Später entſcheidet über das Ausſcheiden nur die Amtsdauer. 
Die Ausgeſchiedenen ſind ſofort wieder wählbar. Scheidet ein Mitglied 
des Aufſichtsrathes, ſei es durch Tod oder in anderer Weiſe, vor Ablauf ſeiner 
Amtsdauer aus, ſo beſtimmen die übrigen Mitglieder ihm einen Nachfolger bis 
zur nächſten Generalverſammlung. 


$ 39. 
Austritt Entſetzung, Suspenſion. 
Jedes Mitglied des Aufſichtsrathes kann ſein Amt nach vorgängiger 
zweimonatlicher ſchriftlicher Aufkündigung niederlegen. 
Ein Austritt iſt nothwendig, wenn einer der im $. 32. erwähnten Fälle 
der Wahlunfähigkeit eintritt. . 

g Der Geſellſchaft ſteht aber das Recht zu, jedes Mitglied des Aufſichtsrathes 
zu jeder Zeit vom Amte zu entfernen, wenn dieſes von der Staatsregierung 
verlangt oder auf den einſtimmigen Antrag der übrigen Aufſichtsrathsmikglieder 
in einer Generalverſammlung beſchloſſen wird. 

Ein ſolcher Antrag muß zunächſt beim Aufſichtsrathe ſelbſt eingebracht 
und von dieſem in einer unter Angabe des Zweckes berufenen Verſammlung 
ſämmtlicher Mitglieder genehmigt, demnächſt aber der Generalverſammlung vor⸗ 

gelegt werden. 5 rn 

5 Auch kann in einer auf gleiche Weiſe berufenen Verſammlung durch einen 
von mindeſtens vier Mitgliedern des Aufſichtsrathes gefaßten Beſchluß die Sus⸗ 

penſion vom Amte gegen ein Mitglied deſſelben bis zur definitiven Entſcheidung 

der nächſten Generalverſammlung angeordnet werden in welchem Falle der 

Aufſichtsrath zur interimiſtiſchen Wahl eines anderen Mitgliedes ſchreiten kann. 

Das Protokoll über eine ſolche Wahl muß gleichfalls unter Zuziehung 
einer Gerichtsperſon oder eines Notars aufgenommen werden. 


. $. 40. 7 
f N Remuneration der Mitglieder des Aufſichtsrathes. = BE 
Die Mitglieder des Aufſichtsrathes erhalten außer der Erſtattung ihre, 
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baren Auslagen zuſammen eine Tantieme von fünf Prozent des Reingewinnes, 
ſo lange nicht eine Generalverſammlung Anderes beſtimmt. 5 
5 Ein ſolcher Beſchluß bedarf der Genehmigung des Herrn Handels⸗ 
miniſters. N 8 ö . u 
\ B. Vorſtand. 
§. 41. 

Der Direktor der Geſellſchaft iſt deren Vorſtand. 

Ihm allein liegt die gerichtliche und außergerichtliche Vertretung der Ge⸗ 
ſellſchaft ob. 


Er zeichnet für die Geſellſchaft, indem er zu deren Firma ſeinen Namen 


eine Handlungen, inſonderheit die mittelſt ſeiner Unterſchrift für die 
Geſellſchaft eingegangenen Verbindlichkeiten, verpflichten dieſelbe unbedingt. 
$. 42. 

Der Direktor ſowie ſein etwaiger Stellvertreter erhält ein feſtes Gehalt, 
außerdem kann ihnen eine Tantieme des Reingewinnes kontraktlich zugeſichert 
werden. 

$. 43. 

Die Beſchlüſſe des Aufſichtsrathes ſind für den Direktor unbedingt 

maaßgebend. 
$. 44. 
Der Direktor bedarf der Zuſtimmung des Aufſichtsrathes: 

1) bei Exwerbung und Veräußerung von Immobilien, ſowie bei Beſtellung 
und Löſchung von Hypotheken; 

2) bei Anordnung von baulichen Veränderungen, ſowie bei An und Ver⸗ 
käufen von Geräthen, Maſchinen und Materialien, ſofern der Betrag 
zweitauſend Thaler überſteigt ; s a 

3) bei Erhebung von Prozeſſen mit Ausnahme der Einklagung liquider 
Schuldpoſten und bei Vergleichen und Verzichten; 

4) bei Anſtellung und Entlaſſung von Beamten mit mehr als fünfhundert 

Thaler jährlichem Gehalt; a 8 

5) bei Feſtſetzung der Tarife und Fahrpläne a N 

6) bei Berufung einer Generalverſammlung und Feſtſtellung der Tages⸗ 
ordnung, ſowie bei allen die Aktionaire betreffenden Aufforderungen und 
Bekanntmachungen; 

7) bei Stellung von Anträgen an die Generalverſammlung 

8) bei allgemeinen Anordnungen, welche die Verhältniſſe der unteren 
Beamten und Arbeiter, inſonderheit die Dienſtordnungen, Kranken- und 
een er und die Beiträge der Geſellſchaft zu denſelben 

etreffen. 
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Der Direkte und deſſen etwai llvertreter hüben f getreue Ge 
ſchäftsführung dem Aufſichtsrathe Kauti beſtellen. Die Höhe derſelben zu 
beſtimmen, bleibt dem Aufſichtsrathe überlaſſen. N 
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De Oma 
welche die vom Direktor aufgeſtellte und vom Aufſichtsrathe event, berichtigte 
(F. 18.) Bilanz zu prüfen haben und zwar allemal die Bilanz desjenigen Jahres, a 


in welchem fie gewählt ſind. | | 


Beamte der Geſellſchaft oder ſolche Aktionaire, welche an der Geſchäfts⸗ 
führung Theil nehmen, können nicht Reviſoren ſein. 


mmlung erwählt für f jedes Betrieb, lahr zw ei Reviſoren / 


? 
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Vorübergehende Beſtimmungen. 
„ 


Die Herren Emil Langen zu Salzgitter, Heinrich Roſenbaum und Fried⸗ 
lieb Guſtorff, letztere Beide zu Friedrich⸗Wilhelmshütte bei Troisdorf, haben 
nach erfolgter landesherrlicher Genehmigung der Geſellſchaft baldigſt eine Ge⸗ 
ee Behufs Wahl des Aufſichtsrathes und der Reviſoren zu 
erufen. eee ans Tee 8 
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f Schema A. 
Broelthaler Eiſenbahn⸗Aktiengeſellſchaft. 1 
Aktie un 0 co 
über i 5 
Einhundert Thaler Kurant. 
Der Inhaber dieſer Aktie iſt für den Betrag von Einhundert Thalern Kurant 


bei der Broelthaler Eiſenbahn⸗Aktiengeſellſchaft in Cöln mit allen ſtatutgemäßen 5 
Rechten und Pllichten betheiligt. 0 8 
Cöln, Dei 185: 
Der Aufſichtsrath der Broelthaler Eiſenbahn⸗Aktiengeſellſchaft 
Eingetragen auf Seite des Aktienbuches. 
Schema B. | 
(Vorderſeite.) = 
Dividendenſchein a 
3 zu der 
i Aktie „Ada: 


der 
Broelthaler Eiſenbahn-Aktiengeſellſchaft. 


Der Inhaber dieſes Scheines empfängt gegen Einlieferung deſſelben am 
1. Juli 18. die auf obige Aktie für das Geſchäftsjahr 18.. fallende Dividende 
bei der Kaſſe der Geſellſchaft oder in Cöln. 8 


Der Aufſichtsrath. 
Eingetragen Seite. 


(Rückſeite.) 


Dividendenbeträge, welche nicht binnen vier Jahren, vom Zahlungstage 
ab, erhoben worden ſind, verfallen zum Vortheil der Geſellſchaft. 
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Broelthaler Eiſenbahn Alttengefelchaft 


Der Inhaber dieſes Talons anpfän ängt- gegen deſſen Einlieferung am 
- . . 18. . die . Serie der Dividendenſcheine. 


Der Aufſichtsrath. 


Berlin erde in = Köni lichen Geheimen Ober 0 ichdrucker⸗ re. 
9 e 8 Hofbuchd 


